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• Auf soziale Schieflagen beim Klimawandel wurde bereits vor den in Deutschland 
rasant gestiegenen Energiepreisen infolge des Ukrainekrieges hingewiesen, da 
einkommensschwächere Haushalte einen höheren Anteil Ihres Haushaltsbudgets 
für die Energie aufwenden müssen. Zudem ist ihr Beitrag an den ökologischen 
Zerstörungen weitaus niedriger als bei den wohlhabenden Bevölkerungsgruppen. 
So verursachen die reichsten 10 % der Haushalte 26 % der Emissionslast, 
während die untere Hälfte nur für 29 % steht.

• Aufgrund der Ungleichverteilung wurde in der Koalitionsvereinbarung festgelegt, 
Einnahmen aus dem CO2-Zertifikatehandel für ein Klimageld zu verwenden. Die 
neuen finanziellen Belastungen sowohl für den Austausch von fossilen 
Heizsystemen als auch die Energiepreise haben nun aber nicht nur bei 
einkommensschwachen Gruppen, sondern auch in der Mittelschicht Ängste 
ausgelöst, in einen sozialen Abstiegssog zu geraten. Diese subjektiven 
Befürchtungen prägen das gesellschaftliche Stimmungsbild deshalb so intensiv, 
weil das deutsche Wohlstandsmodell das Narrativ Verzicht nicht kennt. 

• In Kombination mit der Wiederkehr kriegerischer Auseinandersetzungen und den 
Naturkatastrophen, die immer konkreter die Lebenswelten treffen, hat sich eine 
„Atmosphäre der Angst“ (Rosanvallon 2022, 157ff) aufgebaut. Eine Option, dieser 
sozialen Unsicherheit entgegenzuwirken, wären universelle Sicherungssysteme.

Die Rückkehr des Themas soziale Gerechtigkeit
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• Wenn sich Verluste in einer Gesellschaft mit Wachstums- und 
Aufstiegsversprechen mit dem Empfinden verbinden, ungerecht behandelt zu 
werden, baut sich sozialer Sprengstoff auf (vgl. Mau 2022). Auch wenn die 
politische Führung suggeriert, handlungsfähig zu sein, stößt der Staat an 
seine Steuerungsgrenzen und dies wird in der Bevölkerung registriert.

• Der Dekarbonisierungsprozess hat zur Verstärkung realer und insbesondere 
gefühlter Abstiegsprozesse beigetragen und deshalb sind sowohl soziale 
Leitplanken als auch nachhaltige Narrative erforderlich. Diese Einsicht ist 
allerdings bei der Ampelkoalition nur begrenzt angekommen, Parteiengezanke 
dominiert die politische Szenerie im Sommer 2023. "Ohne Klimageld wird die 
Unterstützung der Öffentlichkeit für den CO2-Ausstieg massiv gefährdet“ 
(Werding 2023; vgl. auch Pop vom Bundesverband Verbraucherzentrale).

• Allerdings kann „die Wende zum Weniger mehrheitsfähig sein, wenn der 
Rettung eine Richtung gegeben wird“ (Korte 2023) und mit einer 
solidaritätsfördernden Zukunftserzählung verbunden ist, die zugleich als fair 
angesehen wird. Der erste Schritt besteht darin, die Herausforderungen 
anzuerkennen und nicht zu kommunizieren,  „Weiter-So“ wäre zukunftsfähig.

Herausforderungen einer Klimasozialpolitik 
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• Ein verändertes Verbraucherverhalten wäre zwar potenziell ein möglicher Hebel 
zum Klimaschutz, aber eine solche ‚Moralisierung der Märkte‘ scheint gegenwärtig  
nur begrenzt möglich zu sein, da in der Bevölkerung die ökologischen 
Bedrohungen nur verspätet wahrgenommen werden. „Die Natur selbst ist politisch 
nicht artikulationsfähig“ (Beckert 2023, 563).

• Zudem dominiert in modernen Gesellschaften eine ausgeprägte funktionale 
Differenzierung, die zur Abschottung der einzelnen Funktionssysteme geführt hat. 
Transformationsprozesse werden nur dann realisiert, wenn sie der jeweiligen 
System- und Organisationslogik erfolgen (in der Wirtschaft bspw. durch Preise).

• Dies gilt auch für eine Klimasozialpolitik, die Interdependenzen zwischen 
eigendynamischen Systemen inszenieren und orchestrieren muss: „Erst wenn die 
heterogenen Interessen und Logiken dieser Akteure in eine arbeitsfähige 
Kongruenz gebracht sind, kann gegen die beharrenden Kräfte ein Kipppunkt
erreicht werden, der einen Systemwechsel in Gang setzt“ (Wilke 2023, 179).

• "Was bei vielen dieser Reformen bislang gefehlt hat, ist moralische Plausibilität. 
In dem Sinne, dass Bürger den Eindruck haben, es geht bei der Reform fair und 
gerecht zu, die Lasten sind einigermaßen gleich verteilt" (Mau 2023).

Ökologische Aus- und Verblendungen und 
Reintegration 
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Ergebnisse der Umweltbewusstseinsstudie 2022

Relevanz-Delle???
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Klimawandel zählt im April/Mai 2023 zu den Top-5 
wichtigsten wahrgenommenes Problem

Quelle: Grimm/Groß 2023
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Klare Mehrheit für Energiewende in Deutschland
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Quelle: Soziales Nachhaltigkeitsbarometer 2023 des Kopernikus-Projektes Ariadne, 3267 Befragte.
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Erwartungen der Folgen eines 
ökologischen Wirtschaftsumbaus
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„Lost in Transformation?“ (Renate Köcher 2023) 
oder „Veränderungserschöpft“ (Mau 2023)
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Entwicklung des Umweltverhaltens (2020/2022) 
gemäß Umweltbewusstseinsstudie 
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Sinkendes Vertrauen und wachsende Sorgen
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Quelle: Ergebnisse einer 
repräsentativen Befragung 
Durch policy matters im 
Juni/Juli 2023 im Auftrag 
der Körber Stiftung
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Akzeptanz für höhere CO2‐Bepreisung
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Grad der Zustimmung zu verschiedenen Formen 
der Entlastung & Kompensation
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Datenbasis: COMPASS-Online Befragung: N=2117; Feldzeit von 8. bis 17. August 2022. Ergebnisse vgl. 
Schupp et al. 2022. 
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politischer Entlastungsmaßnahmen 
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Derzeitige Entlastungsmaßnahmen – (fast) keine 
klimafreundlichen Wirkungen

Quelle: Schumacher et al. 2022: 19.
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• Die ungleichen finanziellen Belastungen beim Politikwechsel zu nachhaltigen 
Heizungssystemen führten 2023 zu massiven Akzeptanzverlusten bei der Formulierung 
des Gebäudeenergiegesetzes (GEG). Nur noch knapp die Hälfte der Haushalte 
befürwortet  nach repräsentativen Erhebungen die Heizungsreform (Grimm/Groß 2023). 
Die Konflikte liegen u. a. darin begründet, dass noch rund 75 % des Gebäudebestands in 
Deutschland fossil beheizt wird, also eine große Mehrheit betroffen ist. 

• Urteil des von der Regierung eingesetzten Expertenrats für Klimafragen vom 
22.8.2023: „Aus Sicht des Expertenrats fehlt ein zusammenhängendes, in sich 
schlüssiges und konsistentes Gesamtkonzept und ein übergreifender 
Maßnahmenrahmen. Eine konsequente, möglichst frühzeitige Durchsetzung der festen 
Obergrenze im nationalen Emissionshandel, inklusive flankierender Maßnahmen zur 
sozialen und wirtschaftlichen Absicherung, wäre hierfür eine naheliegende Option.“ 

• Hinzu kommen die in allen Bevölkerungsgruppen angewachsenen Sorgen um den 
sozialen Zusammenhalt der Gesellschaft und das stark geschrumpfte Vertrauen in die 
Politik. Insbesondere haben sich die Unterschiede zwischen West- und Ostdeutschland 
vergrößert: so ist die Bevölkerung in den alten Bundesländern nach einer Studie nur gut 
zur Hälfte (52 %), in den neuen nur noch zu einem Drittel mit dem Funktionieren der 
Demokratie zufrieden (Best et al. 2023, 17). Im Osten sind viele Menschen 
veränderungserschöpft, manche sogar veränderungsavers.

Politikversagen bei der Wärmewende/ Klimapolitik
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Die „überlegene“ Alternative: Klimageld
• Budolson et al (2021) haben gezeigt, dass eine Pro-Kopf-Rückgabe erhöhter 

Energie- und CO2-Preise die Erderwärmung eher abzubremsen vermag als 
alternative Erstattungen steigender Energiepreise.

• Die CO2-Bepreisung sowie CO2-Verbrauchsbesteuerung ist mittel- wie 
langfristig der „überlegene“ marktkonforme Transformationspfad, denn 
Klimapolitik sollte nicht erst an Marktergebnissen ansetzen, sondern an 
Produktionsprozessen und –technologien. Wenngleich Preise das
Lenkungsinstrument einer sozial-ökologischen Marktwirtschaft sind und 
Verhalten steuern können, sind soziale Ausgleichszahlungen unverzichtbar, 
um einer Verschärfung sozialer Ungleichheiten entgegenzuwirken.

 Das Verteuern fossiler Energieträger sorgt für Innovationen in klimafreundliche 
Technologien und generiert Einnahmen für einen sozialen Ausgleich.

• Die Erlöse aus dem Emissionshandel sowie aus der CO2-Bepreisung fließen 
als Sondervermögen in den sog. Klima- und Transformationsfonds (KTF). 
Bislang werden daraus jedoch (fast) ausschließlich klimapolitische 
Programmausgaben getätigt – selbst für 2025 (noch) keine Auszahlung, da 
nicht in der mittelfristigen Finanzplanung ausgewiesen?
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Bisherige Stolpersteine einer Klimasozialpolitik
• Nach den Schwierigkeiten zum Aufbau einer Auszahlungsmöglichkeit für sämtliche Bürgerinnen 

und Bürger Deutschlands zeichnet sich politischer Streit zur absoluten Höhe des Klimagelds 
sowie des Anteils der CO2-Preiserhöhung ab. Das BMF geht aktuell von einem funktionsfähigen 
Auszahlungskanal Ende 2024 aus.

• Der Fahrplan der stufenweisen Erhöhung der CO2-Preise bis 2027 ist mittlerweile beschlossen, 
allerdings fehlt bislang eine entsprechende Budgetposition in der mittelfristigen Finanzplanung 
für Rückzahlung in Gestalt eines Klimageldes.

• Die bisherige Nichtauszahlung eines Klimageldes wird mit der seit 1.7.2022 in Kraft getretenen 
Streichung der EEG-Umlage (einschl. Steuer) für Stromkunden gerechtfertigt – aber diese 
Streichung beinhaltete keinen originären sozialen Ausgleich. Bis 2027 sollen rund 212 Mrd. 
Euro aus dem Klima- und Transformationsfond verausgabt werden und diese sind weitgehend 
verplant für die Förderung von Elektroautos, Wärmepumpen sowie den Umbau einer 
klimaneutralen Industrieproduktion.  

• Autonomie und Souveränität werden zunehmend ins Zentrum der Wirtschaftspolitik gerückt, 
während zur sozialpolitischen Flankierung der Transformation sowie des 
Verbraucherverhaltens kaum etwas verbindlich kommuniziert wird. Deshalb ist es wenig 
überraschend, dass sich auch keine neuen Routinen umweltkompatiblen 
Verbraucherverhaltens entwickeln.
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• „Wichtig ist mir, dass die Politik den Leuten reinen Wein einschenkt und 
deutlich macht: Der Umbau der Wirtschaft zur Klimaneutralität kostet etwas 
– auch den einzelnen Bürger“ (Veronika Grimm in SPON v. 13.8.2023).

• Die gewachsene Zerstörung der Ökosysteme wurde allerdings nicht nur in 
der Politik ausgeblendet, sondern auch in der Bevölkerung nur zeitverzögert 
wahrgenommen. Die Sensorik reagiert erst dann adäquat, wenn große 
Belastungen subjektiv spürbar sind. Zudem dominieren weiterhin die 
Eigendynamiken der Teilsysteme und verhindern eine gesamtsystemische 
Steuerung, obwohl diese gerade aktuell erforderlich wäre. 

• Die bisherigen politischen Krisenbewältigungsstrategien setzten einerseits  
zivilgesellschaftliche Solidaritätsressourcen frei (z. B. bei der Corona-
Krise), aber andererseits bewirkten vielfach Erfahrungen einer „unerwiderten 
Solidarität“ (Deutscher Ethikrat 2022) Vertrauensverluste gegenüber der 
Regierungspolitik. Die ohnehin vorhandenen institutionellen Erschöpfungen
lassen deshalb die Zweifel gegenüber der Leistungsfähigkeit von Politik 
ansteigen. „Das Scheitern der großen Pläne und Programme der 
demokratischen Politik ist die neue Normalität“ (Wilke 2023, 15).

Polykrise und politische Handlungsfähigkeit
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Klimasozialpolitik und (partielles) Grundeinkommen als 
Pfeiler der Transformation

 Vor dem Hintergrund eines schleichenden Wandels zum Grundsicherungsstaat könnte auch 
für die Energiewende ein (partielles) Grundeinkommen soziale Planken bilden, die die 
Akzeptanz der Transformationen unterstützt (Reziprozität). Bislang konnten das Misstrauen 
der „Wutbürger“ und die Zuspitzung politischer Konflikte aber nicht aufgehalten werden, 
eher droht die Gefahr einer Entschleunigung der Transformation. Allerdings kann „die 
Wende zum Weniger mehrheitsfähig sein, wenn der Rettung eine Richtung gegeben wird“ 
(Korte 2023) und mit einer universellen Sicherung verbunden ist.

 Erforderlich ist dafür ein integratives Politikmanagement, das auf Aufklärung und breite 
Koalitionen zielt, auch um die institutionalisierten status-quo-orientierten Interessen 
eindämmen zu können. Eine verständliche Kommunikation der Umbauprozesse sowie 
deren Tempo ist von elementarer Bedeutung. "Transformation kann gelingen, wenn 
Menschen sehen, dass sie Veränderungen nicht nur erdulden, möglicherweise sogar 
erleiden müssen, sondern mitgestalten können" (Mau 2023)

 Das Vertrösten der Bevölkerung hinsichtlich der Auszahlung eines Klimageldes birgt die 
Gefahr, dass die Regierung ihre ohnehin gesunkene Glaubwürdigkeit noch weiter verspielt. 
Politische Machterhaltungsstrategien würden dann mit Vertrauensverlusten nicht nur in 
das Regierungshandeln, sondern der Demokratie generell einhergehen und damit 
populistische Strömungen stärken. 
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